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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Italienischen Republik über Arbeitslosen- 
versicherung 

nebst Memorandum, Text des Abkommens und des Schlußprotokolls 
in italienischer und deutscher Sprache mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 




Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik über Arbeitslosenversicherung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Rom am 5. Mai 1953 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik über Arbeitslosen- 
versicherung sowie dem gleichzeitig Unterzeich- 
neten dazugehörigen Schlußprotokoll wird zuge- 
stimmt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, wenn das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

Das Abkommen nebst Schlußprotokoll wird nach- 
stehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. Der Tag, 
an dem das Abkommen gemäß Artikel 28 und das 
Schlußprotokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Memorandum zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik 
über Arbeitslosenversicherung 


Zwischen einer Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land und einer Delegation der Italienischen Republik 
haben in Bonn in der Zeit vom 9. bis zum 23. März 1953 
und in Rom in der Zeit vom 2. bis zum 5. Mai 1953 Ver- 
handlungen über den Abschluß eines Abkommens über 
Arbeitslosenversicherung stattgefunden. 

Die Verhandlungen wurden mit der Unterzeichnung fol- 
gender Dokumente abgeschlossen: 

1. Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Italienischen Republik über Arbeits- 
losenversicherung vom 5. Mai 1953 und 

2. Schlußprotokoll hierzu vom gleichen Tage. 

I 

Zum Abkommen 

Vorbemerkungen: 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland 
und Italien waren seit jeher eng. Italiener wohnen und 
arbeiten in großer Zahl in Deutschland. Die Zahl der 
Deutschen, die in Italien wohnen und arbeiten, nimmt mit 
der Normalisierung der wirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen beiden Staaten seit dem Ende des zweiten Welt- 
krieges ständig zu. Aus diesen Tatsachen ergab sich die 
Notwendigkeit, die gegenseitigen Beziehungen auf dem 
Gebiete des Rechtes der Arbeitslosenhilfe vertraglich zu 
regeln. 

Das vorliegende Abkommen regelt das Gesamtgebiet 
der Arbeitslosenhilfe unter Einschluß der Arbeitslosen- 
fürsorge. 

Die tragenden Grundsätze des Abkommens sind: Inner- 
staatliche Gleichberechtigung der Angehörigen beider Ver- 
tragsstaaten; gegenseitige Anerkennung versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigungen für den Anwartschaftserwerb; 
Leistungsanspruch im anderen Vertragsstaat auch im Falle 
der Übersiedlung während der Arbeitslosigkeit. 

Durch das Abkommen werden die territorialen Schran- 
ken, die dem Schutze der Arbeitnehmer gegen die Folgen 
der Arbeitslosigkeit im Falle einer vorausgegangenen Be- 
schäftigung im anderen Vertragsstaat entgegenstehen, be- 
seitigt und damit die Arbeitsaufnahme jenseits der Staats- 
grenzen erleichtert. Damit ist das Abkommen ein weiterer 
Schritt zur Verwirklichung des Gedankens der sozialen 
Sicherung im europäischen Raum. 

Die Vorschriften der Verordnung vom 23. Januar 1933 
über ausländische Arbeitnehmer werden durch das Ab- 
kommen nicht berührt. 

Zum Abschnitt I: Geltungsbereich 

Zu Art. 1: 

Das Abkommen erstreckt sich auf alle Formen der unter- 
stützenden Arbeitslosenhilfe, also neben der Arbeitslosen- 
versicherung auch auf die Arbeitslosenfürsorge. Auch zu- 
künftige Änderungen oder Ergänzungen der gesetzlichen 
Vorschriften auf dem Gebiete der Arbeitslosenhilfe sind 
mit dem Vorbehalt einbezogen, daß ein Vertragspartner 
Einwendungen erheben kann, wenn der andere Vertrags- 
partner neue Personengruppen in das bestehende Recht 
einbeziehen will. 


Zu Art. 2: 

Territorialer Geltungsbereich des Abkommens ist die 
Bundesrepublik Deutschland und die Italienische Republik. 
Das Abkommen gilt nach Abgabe einer entsprechenden 
Erklärung auch für das Land Berlin. 

Der persönliche Geltungsbreich ist in Nr. 1 des Schluß- 
protokolls geregelt. 

Zum Abschnitt II: Allgemeiner Grundsatz 
Zu Art, 3: 

Die innerstaatliche völlige Gleichstellung der beider- 
seitigen Staatsangehörigen in ihren Rechten und Pflich- 
ten aus der Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge beherrscht als wichtigster Grundsatz das 
Abkommen. 

Zum Abschnitt III; Besondere Bestimmungen 
über Arbeitslosenversicherung 

Zu Art. 4: 

Für die Versicherungspflicht sind grundsätzlich die am 
Beschäftigimgsort geltenden Bestimmungen maßgebend. 
Ausnahmen sind vorgesehen für 

Arbeitnehmer, die von einem Betrieb mit Sitz inner- 
halb eines Vertragsstaates für eine begrenzte Dauer in 
das Gebiet des anderen Vertragsstaates entsandt 
werden, 

Bedienstete von einem dem öffentlichen Verkehr die- 
nenden Verkehrsunternehmen mit Sitz innerhalb eines 
Vertragsstaates, die in dem Gebiete des anderen Ver- 
tragsstaates als fahrendes Personal vorübergehend be- 
schäftigt werden, sowie bestimmte Bedienstete eines 
Luftfahrtunternehmens mit Sitz innerhalb eines Ver- 
tragsstaates, 

die Besatzung eines Seeschiffes, 

die Bediensteten einer öffentlichen Verwaltungsstelle 
eines Vertragsstaates, die in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaates entsandt werden 

und 

die Mitglieder der diplomatischen und konsularischen 
Vertretungen der beiden Vertragsstaaten — mit Aus- 
nahme der Honorarkonsuln — , deren Geschäftspersonal 
und die in persönlichen Diensten bei diesen Personen 
stehenden Beschäftigten. 

Weitere Ausnahmen von dem Grundsatz des Artikels 4 
Abs. 1 können die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten vereinbaren. Auch Abweichungen 
von den jetzt vorgesehenen Ausnahmen können verein- 
bart werden. 

Zu Art. 5: 

Der Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenversiche- 
rung ist — unbeschadet des Artikels 10 — in dem Gebiet 
des Vertragsstaates geltend zu machen, in dem die Ar- 
beitslosigkeit eintritt. Ausgenommen hiervon sind ledig- 
lich die Fälle, in denen der Arbeitslose sich nur vorüber- 
gehend im Gebiet des anderen Vertragsstaates aufgehalten 
hat. 
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Zu Art. 6: 

Die Zeiten der in jedem der beiden Vertragsstaaten aus- 
geübten beitragspflichtigen Beschäftigungen werden bei 
der Feststellung des Leistungsanspruches grundsätzlich zu- 
sammengerechnet, wenn sie in beiden Vertragsstaaten der 
Versicherungspflicht unterliegen. 

Zu Art. 7: 

Für Dauer und Höhe der Leistungen sind grundsätzlich 
die Vorschriften des Staates maßgebend, in dem der An- 
spruch geltend gemacht wird. 

Zu Art. 8: 

Wenn die Leistungen nach den deutschen Bestimmungen 
nach der Höhe des vorangegangenen Arbeitsentgeltes be- 
messen werden, ist für die im Gebiet des anderen Vertrags- 
staates ausgeübte Beschäftigung das tarifliche oder orts- 
übliche Entgelt einer gleichen oder vergleichbaren Beschäf- 
tigung im Gebiet der Bundesrepublik zugrundezulegen. 
Durch diese Vorschrift wird der unterschiedlichen Währung 
und Kaufkraft Rechnung getragen und sichergestellt, daß 
der Arbeitslose in Deutschland eine den deutschen Verhält- 
nissen entsprechende Unterstützung erhält. 

Zu Art. 9: 

Zuschlagsberechtigten Angehörigen eines Arbeitsloscn- 
unterstützungsempfängcrs, die ständig im Gebiet des an- 
deren Vertragsstaates wohnen, kann ein Teil der Leistun- 
gen überwiesen werden. Hierdurch wird für den Arbeits- 
losen die Möglichkeit geschaffen, den zuschlagsberechtig- 
ten Angehörigen in seinem Heimatstaat einen angemesse- 
nen Teil der Unterstützung zu überweisen. 

Zu Art. 10: 

Grundsätzlich können nach den allgemeinen Vorschrif- 
ten (vgl. auch Art. 5) Ansprüche auf Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung nur in dem Staate geltend gemacht 
werden, in dem der Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslo- 
sigkeit seinen Wohnort oder ständigen Aufenthalt hat. 
Artikel 10 räumt abweichend hiervon den Anspruch auch 
im Falle der Übersiedlung in den anderen Vertragsstaat 
nach Eintritt der Arbeitslosigkeit ein. Der Anspruch ist 
allerdings an die Zustimmung des abgebenden Versiche- 
rungsträgers geknüpft, um ein unberechtigtes Wandern 
und den Mißbrauch der Arbeitslosenversicherung auszu- 
schließen. Nr. 3 des Schlußprotokolls bestimmt hierzu er- 
gänzend, daß die Zustimmung nur versagt werden darf, 
wenn der Arbeitslose seine Arbeitsstelle freiwillig aufge- 
geben oder die Annahme einer Arbeit ohne berechtigten 
Grund abgelehnt hat. Im Falle der Zustimmung richten 
sich die Leistungen nach den Bestimmungen des eigenen 
Staates, wobei im anderen Vertragsstaat bereits gewährte 
Leistungen anzurechnen sind. Aus sozialen Gründen wurde 
eine Ausnahme von diesem Grundsatz zugelassen. Wenn 
ein Arbeitsloser 'während des Unterstützungsbczuges vom 
Staate der Beschäftigung in den Heimatstaat übersiedelt, 
so gilt für die Bezugsdauer das Recht des Staates der Be- 
schäftigung, wenn die im Heimatstaat erforderlichen Vor- 
aussetzungen für den Unterstütznngsbezug nicht vorliegen. 
Die Höhe der Unterstützung bestimmt sich auch in diesem 
Fall nach den Vorschriften des eigenen Staates. 

Zu Art. 11: 

In Artikel 11 wird die Erstattung der gemäß Artikel 10 
gewährten Leistungen geregelt. Eine Erstattung kommt nur 
dann in Betracht, wenn die zuletzt ausgeübte versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung in dem Staat des erstattungs- 
pflichtigen Versichcrungsträgers mindestens 13 Wochen 
umfaßt. 

Erstattet werden die tatsächlich gewährten Leistungen 
nach Maßgabe der Beitragszeit in dem Staate, in dem die 
Arbeitslosigkeit eingetreten ist, und zwar bis zu 60 Tagen 
bei einer Beitragszeit von mindestens 13, aber weniger als 
26 Wodien, bis zu 120 Tagen bei einer Beitragszeit von 
mindestens 26, aber weniger als 52 Wochen, bis zu 180 
Tagen bei einer Beitragszeit von 52 Wochen und länger. 


Es werden jedoch höchstens die Beträge erstattet, die 
vom erstattungspflichtigen Versicherungsträger im eigenen 
Staat an den Versicherten zu leisten gewesen wären. 

Wenn ein Versicherter einen Anspruch auf Leistungen 
im anderen Vertragsstaat auf Grund einer Beschäftigung 
erworben hat, die in seinem Heimatstaat nicht der Pflicht 
zur Arbeitslosenversicherung unterliegt, erstattet der Ver- 
sicherungsträger des anderen Vertragsstaates dem Ver- 
sicherten auf Antrag die Beiträge für die Versicherungs- 
zeit, höchstens jedoch für 39 Wochen unter der Voraus- 
setzung, daß Leistungen dieses Versicherungsträgers auf 
Grund dieser Beiträge nicht in Anspruch genommen wur- 
den. Der Versicherte kann jedoch auf die Beitragserstat- 
tung verzichten und die ihm zustehenden Leistungen in 
Anspruch nehmen, wenn er im anderen Vertragsstaat ver- 
bleibt. 


Zum Abschnitt IV: Allgemeine Bestimmungen 

In den Artikeln 12 bis 17 dieses Abschnittes sind Be- 
stimmungen enthalten über die nach diesem Abkommen 
gewährten Geldleistungen, über die Behandlung der aus 
dem Abkommen sich ergebenden Überweisungen (Art. 12), 
über die Umrechnung der nach Artikel 11 zu erstattenden 
Beträge (Art. 13), über Verwaltungshilfe (Art. 14), über 
Befreiung von Steuern und Gebühren und vom Beglaubi- 
gungszwang (Art. 15), über den unmittelbaren Verkehr von 
Trägern, Verbänden und Behörden der Arbeitslosenver- 
sicherung und Arbeitslosenfürsorge miteinander und mit 
den Versicherten (Art. 16), über die Vertretung durch die 
diplomatischen und konsularischen Behörden der beiden 
Vertragsstaaten (Art. 17). 

Diese Bestimmungen entsprechen den in Abkommen 
ähnlicher Art üblichen Regelungen. 


Zu Art. 18: 

Nach dieser Vorschrift gelten Anträge, die bei Versiche- 
rungsträgern oder anderen zuständigen Stellen des einen 
Vertragsstaates gestellt werden, auch als Anträge bei den 
Versicherungsträgern oder anderen zuständigen Stellen 
des anderen Vertragsstaates. Ebenfalls gelten Rechtsmittel, 
die bei diesen Stellen in der vorgeschriebenen Frist ein- 
gelegt sind, als fristgerecht eingelegt. Durch diese Be- 
stimmung wird eine Erleichterung für die Arbeitslosen 
beider Vertragsstaaten bei Wahrnehmung ihrer Rechte 
geschaffen. 


Zu Art. 19: 

Eingaben von Arbeitslosen müssen auch dann berück- 
sichtigt werden, wenn sie in der Amtssprache des anderen 
Staates abgefaßt sind. Auch diese Vorschrift ist im In- 
teresse der Arbeitslosen in das Abkommen aufgenommen 
worden. 


Zu Art. 20: 

Nach dieser Bestimmung vereinbaren die obersten Ver- 
waltungsbehörden der beiden Vertragsstaaten unmittelbar 
miteinander das Nähere über die zur Durchführung des 
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, soweit ein gegen- 
seitiges Einverständnis erforderlich ist. Des weiteren wird 
den obersten Verwaltungsbehörden die Verpflichtung auf- 
erlegt, sich gegenseitig laufend über Änderungen ihrer 
innerstaatlichen Vorschriften auf dem Gebiet der Gesetz- 
gebung der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfür- 
sorge zu unterrichten. Den Trägern und Behörden der Ar- 
beitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge obliegt 
die Verpflichtung, sich gegenseitig von den Maßnahmen 
zu unterrichten, die sie zur Durchführung des Abkommens 
treffen. 


Zu Art. 21: 

Sofern Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung des Abkommens entstehen, sollen diese im gegen- 
seitigen Einvernehmen durch die obersten Verwaltungs- 
behörden der beiden Vertragsstaaten beigelegt werden. 
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Ein Streit, der auf diese Weise nicht beigelegt werden kann, 
ist auf Verlangen eines der beiden Vertragsstaaten einer 
Schiedsstelle zu unterbreiten. 

Zu Art. 22: 

Hier wird die Zuständigkeit für den Fall geregelt, daß 
Beiträge an einen Versicherungsträger eines der beiden 
Vertragsstaaten entrichtet sind, obwohl sie an einen Ver- 
sicherungsträger des anderen Staates hätten entrichtet 
werden müssen. In diesem Falle gilt der erste Versiche- 
rungsträger solange als zuständig, bis die Zuständigkeit 
im gegenseitigen Einvernehmen festgestellt oder nach 
Artikel 21 ein Streit über die Zuständigkeit rechtskräftig 
entschieden ist. 

Zu Art. 23: 

Für den Fall, daß zwischen den Trägern oder Behörden 
der Arbeitslosenversicherung der beiden Staaten die Frage 
streitig ist, welches Recht anzuwenden ist, so ist bis zur 
Entscheidung über die Streitfrage dem Berechtigten eine 
vorläufige Leistung zu gewähren. Der endgültig verpflich- 
tete Versicherungsträger hat dem Versicherungsträger, der 
die vorläufige Leistung gewährt hat, diese zu erstatten. 

Zu Art. 24: 

Die innerstaatlichen Vorschriften über die Selbstverwal- 
tung des Trägers der Arbeitslosenversicherung werden 
durch das Abkommen nicht berührt. Die Gleichstellung der 
italienischen Staatsangehörigen nach Artikel 3 bezieht sich 
demnach nicht auf die Berufung zu den Organen der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversi- 
cherung, für die u. a. nach wie vor die Zugehörigkeit zum 
Personenkreis des Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland Voraussetzung ist. 

Zu Art. 25: 

Diese Vorschrift erwähnt zur Klarstellung die obersten 
Verwaltungsbehörden beider Vertragsstaaten, denen ins- 
besondere der Abschluß von Verwaltungsvereinbarungen 
obliegt (vgl. Art. 20). 

Zu Art. 26: 

Versicherungszeiten, die vor dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens zurückgelegt sind, sind bei Anwendung des 
Abkommens zu berücksichtigen. 


II 

Das Schlußprotokoll 

Zu 1: 

Hier wird der persönliche Geltungsbereich festgelegt. 
Danach gilt das Abkommen für die deutschen und italieni- 
schen Staatsangehörigen und die ihnen nach den Gesetz- 
gebungen der beiden Vertragsstaaten gleichgestellten Per- 
sonen (vgl. insbesondere Art. 116 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes). 

Zu 2: 

Durch diese Vorschrift wird gewährleistet, daß für einen 
Arbeitslosen, der auf Grund der Artikel 6 oder 10 des Ab- 
kommens Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung in der 
Bundesrepublik erhebt, die Anwartschaft als erfüllt gilt, 
wenn er nachweist, daß er innerhalb der letzten 2 Jahre 
vor Eintritt der Arbeitslosigkeit insgesamt 26 Wochen nach 
deutschen Vorschriften anrechenbare versicherungspflich- 
tige Beschäftigung ausgeübt hat. Diese Vorschrift ist er- 
forderlich, weil das italienische Recht eine „Anwartschaft“ 
im Sinne der deutschen Gesetzgebung nicht kennt. 

Zu 3: 

Vgl. oben Erläuterung zu Artikel 10. 

Zu 4: 

Diese Vorschrift entspricht den im Versicherungsrecht 
geltenden Verfahrensvorschriften. 

Zu 5: 

Da die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der 
Zustimmung nach Artikel 10 einen Verwaltungsakt dar- 
stellt, müßte folgerichtig auch eine Bestimmung aufgenom- 
men werden, nach der die Vorschriften über die Rechts- 
mittel des Unterstützungsverfahrens Anwendung finden. 

Zu 6: 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung. Mit der Er- 
stattung geht jeder Anspruch aus der Beschäftigungszeit, 
auf die sich die Erstattung bezieht, unter. 

Zu 7: 

Durch diese Bestimmung soll vermieden werden, daß 
Erstattungsansprüche gemäß Artikel 11 geltend gemacht 
werden, wenn der Versicherte nach der Rückkehr in den 
Heimatstaat eine Beschäftigung aufnimmt. Die Arbeits- 
aufnahme im Heimatstaat hebt die Erstattungspflicht auf. 
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Abkommen 

zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland 
und der Italienischen Republik 
über Arbeitslosenversicherung 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Präsident der Italienischen Republik, 

von dem Wunsche geleitet, die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten auf dem Gebiet des gesetzlichen Schutzes 
gegen Arbeitslosigkeit zu regeln, sind übereingekommen, 
ein Abkommen zu schließen, und haben hierfür zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Maximilian Sauerborn, 
Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit, 

Der Präsident der Italienischen Republik 
Herrn Professor Francesco Maria Dominedö, 
Unterstaatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten nachstehende Bestimmungen ver- 
einbart haben: 


ABSCHNITT I 

Geltungsbereich 

Artikel 1 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich auf die Gesetz- 
gebungen 

1. in der Bundesrepublik Deutschland über die 
Arbeitslosenversicherung und die Arbeitslosen- 
fürsorge; 

2. in der Italienischen Republik über die Arbeits- 
losenversicherung einschließlich der Bestimmun- 
gen über die außerordentliche Fürsorge für 
Arbeitslose. 

(2) Dieses Abkommen bezieht sich ferner auf alle Gesetze 
und sonstigen Vorschriften, die zur Durchführung, Ergän- 
zung oder Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Gesetz- 
gebungen ergehen. Es bezieht sich jedoch auf Gesetze und 
sonstige Vorschriften, die das bestehende Recht auf neue 
Personengruppen ausdehnen, nur, sofern nicht hiergegen 
von der Regierung eines Vertragsstaates bei der Regierung 
des anderen Staates innerhalb von drei Monaten nach 
deren amtlicher Bekanntmachung Einwendungen erhoben 
werden. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen gilt 

1. in dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

2. in dem Gebiet der Italienischen Republik. 

(2) Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
bald die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der Italienischen Republik eine entsprechende Erklä- 
rung abgibt. Nach Abgabe dieser Erklärung gelten Bestim- 
mungen dieses Abkommens, die sich auf das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland beziehen, auch für das Land 
Berlin. 


Convenzione 
tra la Repubblica Italiana 
e la Repubblica Federale di Germania 
in materia di assicurazione contro 
la disoccupazione 

II Presidente della Repubblica Italiana 
e 

il Presidente della Repubblica Federale di Germania 

animati dal desiderio di regolare i rapporti tra i due Stati 
nelcampo della protezione legale contro la disoccupazione, 
hanno convenuto di concludere in proposito una Conven- 
zino ed hanno, quindi, nominato come lore Plenipoten- 
ziari: 

II Presidente della Repubblica Italiana 
il Prof. Francesco Maria Dominedö, 
Sottoscgretario di Stato per gli Affari Esteri 

Il Presidente della Repubblica Federale di Germania 
il Signor Maximilian Sauerborn, 

Segretario di Stato al Ministero Federale del Lavoro, 

i quali, dopo essersi scambiati i loro pieni poteri, ricono- 
sciuti in buona e debita forma, hanno concordato le 
disposizioni seguenti: 

PARTE I 

Campo di applicazione 

Articolo 1 

(1) La presente Convenzione si riferisce alle legislazioni: 

1. nella Repubblica Italiana: 
sull'assicurazione contro la disoccupazione, ivi 
comprese le disposizioni circa l’assistenza stra- 
ordinaria ai disoccupati; 

2. nella Repubblica Federale di Germania: 
sull’assicurazione contro la disoccupazione e sul- 
l’assistenza ai disoccupati. 

(2) La presente Convenzione si applica anche a tutte le 
leggi ed altre diposizioni che saranno emanate per 
l'esecuzione, l'integrazione o la modificazione delle 
legislazioni indicate nel paragrafo 1. 

La Convenzione si applica alle leggi ed altre disposi- 
zioni che estendono i regimi esistenti a nuove categorie di 
persone, salvo opposizione del Governo di uno Stato 
contraente notificata al Governo dell'altro Stato entro tre 
mesi dalla data della pubblicazione ufficiale di tali atti. 


Articolo 2 

(1) La presente Convenzione si applica: 

1. al territorio della Repubblica Italiana. 

2. al territorio della Repubblica Federale di Germania. 

(2) La presente Convenzione si applica anche al terri- 
torio del Land Berlin, appena il Governo della Repubblica 
Federale di Germania avrä fatto pervenire alla Repubblica 
Italiana una apposita dichiarazione. A seguito di tale 
dichiarazione le disposizioni della presente Convenzione 
che si riferiscono al territorio della Repubblica Federale 
di Germania varranno anche per il territorio del Land 
Berlin. 



ABSCHNITT II 

Allgemeiner Grundsatz 

Artikel 3 

Die deutschen Staatsangehörigen unterliegen in der 
Italienischen Republik und die italienischen Staats- 
angehörigen in der Bundesrepublik Deutschland den in 
Artikel 1 bezeichneten Gesetzgebungen. Sie haben dabei 
die gleichen Rechte und Pflichten wie die Angehörigen des 
Vertragsstaates, in dessen Gebiet sie sich befinden. 


ABSCHNITT III 

Besondere Bestimmungen 
über Arbeitslosenversicherung 

Artikel 4 

(1) Die Versicherungspflicht richtet sich nach den am Be- 
schäftigungsort geltenden Vorschriften. 

(2) Vom Grundsatz des Absatzes 1 gelten folgende Aus- 
nahmen: 

1. Wird ein Arbeitnehmer von einem Betrieb, der 
seinen Sitz im Gebiet eines der beiden Vertrags- 
staaten hat, für begrenzte Dauer in das Gebiet des 
anderen entsandt, so bleiben die Vorschriften des 
Staates maßgebend, in dem der Betrieb, dem der 
Arbeitnehmer angehört, seinen Sitz hat, wenn der 
Aufenthalt im anderen Gebiet sechs Monate nicht 
übersteigt. Dies gilt auch, wenn sich der Arbeit- 
nehmer infolge der besonderen Art der Beschäfti- 
gung wiederholt im Gebiet des anderen Staates 
aufhält und der einzelne Aufenthalt sechs Monate 
nicht übersteigt, überschreitet die Dauer der Be- 
schäftigung im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
aus nicht voraussehbaren Gründen die ursprüng- 
liche Frist von sechs Monaten, so können aus- 
nahmsweise die Vorschriften des Staates, in dem 
der Betrieb seinen Sitz hat, mit Zustimmung der 
obersten Verwaltungsbehörden des Staates, in 
dem die vorübergehende Beschäftigung ausgeübt 
wird, auch weiterhin angewendet werden. 


2. Werden Bedienstete von einem dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Verkehrsunternehmen, das 
seinen Sitz im Gebiet eines der beiden Vertrags- 
staaten hat, in dem des anderen als fahrendes 
Personal vorübergehend beschäftigt, so gelten 
ausschließlich die Vorschriften des Staates, in 
dessen Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat. 
Dies gilt auch für die Bediensteten eines Luftfahrt- 
unternehmens, das seinen Sitz im Gebiet eines der 
beiden Vertragsstaaten hat, soweit sie die Staats- 
angehörigkeit dieses Staates besitzen und im Flug- 
oder Bodendienst auf dem Gebiet des anderen 
Staates vorübergehend oder dauernd beschäftigt 
sind, sowie für sonstige Bedienstete dieser Unter- 
nehmen ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörig- 
keit, die vorübergehend in das Gebiet des anderen 
Staates entsandt werden. 

3. Die Besatzung eines Seeschiffes unterliegt den 
Vorschriften des Vertragsstaates, unter dessen 
Flagge das Schiff fährt. Personen, die in einem 
Hafen eines der beiden Vertragsstaaten für Lade-, 
Lösch- oder Ausbesserungsarbeiten oder zu Über- 
wachungszwecken für ein solches Schiff angenom- 
men sind, unterliegen jedoch den Vorschriften des 
Staates, zu dem der Hafen gehört. 

4. Die von einer öffentlichen Verwaltungsstelle eines 
Vertragsstaates in das Gebiet des anderen entsand- 
ten Bediensteten unterstehen den Vorschriften, die 
für die entsendende Stelle maßgebend sind. 

5. Auf die Mitglieder der diplomatischen und kon- 
sularischen Vertretungen der beiden Vertrags- 
staaten — mit Ausnahme der Honorarkonsuln — , 


PARTE II 

Principi generali 

Articolo 3 

I cittadini italiani nella Repubblica Federale di Germania 
ed i cittadini tedeschi nella Repubblica Italiana sono sotto- 
posti alle legislazioni indicate nell'articolo 1. Essi hanno 
gli stessi diritti e gli stessi obblighi dei cittadini dello Stato 
contraente nel cui territorio si trovano. 


PARTE III 

Disposizioni particolari 
sulla assicurazione contro la disoccupazione 

Articolo 4 

(1) L'assoggettamento all’obbligo della assicurazione 
contro la disoccupazione e regolato dalle disposizioni 
vigenti nel territorio dello Stato in cui e esercitata 
l'attivitä lavorativa. 

(2) In deroga al principio dell'articolo 4 sono stabilite le 
seguenti eccezioni: 

1. Se un lavoratore e inviato da un’impresa, avente 
sede nel territorio di uno dei due Stati contraenti, 
nel territorio dell'altro Stato, per un limitato 
periodo di tempo ed esplica la propria attivitä nel 
territorio dell'altro Stato per un periodo di tempo 
limitato, continuano ad essere applicate le di- 
sposizioni dello Stato contraente nel quäle ha la 
propria sede l'impresa alla quäle appartiene il 
lavoratore, purche il soggiorno nel territorio del- 
l’altro Stato non superi i sei mesi. Ciö vale anche 
se il lavöratore a causa della particolare natura 
dei lavoro soggiorna ripetutamente nel territorio 
dell altro Stato e purche ciascun periodo di 
soggiorno non superi i sei mesi. Se la durata dei 
lavoro nel territorio dell’altro Stato supera per 
motivi imprevedibili il periodo di sei mesi, 
possono continuare adapplicarsi anche successiva- 
mente in via eccezionale le disposizioni dello 
Stato in cui l’impresa ha la propria sede con 
Lapprovazione delle Supreme Autoritä Ammini- 
statrive dello Stato in cui viene esercitata l’atti- 
vitä temporanea. 

2. Se gli addetti ad un'impresa esercente pubblici 
servizi di trasporto, che abbia la propria sede nel 
territorio di uno dei due Stati contraenti, sono 
occupati transitoriamente nel territorio dell’altro 
Stato come personale viaggiante, si applicano 
esclusivamente le disposizioni dello Stato nel cui 
territorio ha sede l'impresa. Ciö vale anche per gli 
addetti ad una impresa esercente servizi di trasp- 
orto aereo, che abbia la propria sede nel territorio 
di uno dei due Stati contraenti, se possiedono la 
cittadinanza di questo Stato e sono occupati nei 
servizi di terra o di aria nel territorio dell'altro 
Stato, come, anche senza tener conto della loro 
cittadinanza, per altri addetti di tali imprese che 
sono inviati temporaneamente nel territorio 
dell’altro Stato. 

3. I membri dell’equipaggio di una nave soggetti alle 
disposizioni dello Stato contraente dei quäle la 
nave batte bandiera. Le persone assunte nel porto 
di uno dei due Stati contraenti per i lavori di 
carico e scarico, di riparazioni o di sorveglianza 
per detta nave, sono soggette alle disposizioni 
dello Stato al quäle appartiene il porto. 

4. Gli addetti a enti o u.ffici pubblici, inviati dal 
territorio di uno dei due Stati contraenti nel 
territorio dell'altro Stato, sono soggetti alle 
disposizioni della Amministrazione da cui sono 
inviati. 

5. Ai membri delle rappresentanze diplomatiche e 
consolari dei due Stati contraenti, fatta eccezione 
dei consoli onorari, al loro personale d'ufficio e 
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deren Geschäftspersonal und die in persönlichen 
Diensten bei diesen Personen stehenden Beschäf- 
tigten finden die Vorschriften des Vertragsstaates 
Anwendung, dem sie angehören. Personen, die 
nicht planmäßige Beamte oder Angestellte sind 
oder in persönlichen Diensten stehen, können je- 
doch innerhalb von drei Monaten nach Beginn 
ihrer Beschäftigung mit Zustimmung der für die 
diplomatische oder konsularische Vertretung zu- 
ständigen obersten Behörde des Staates, dem sie 
angehören, beantragen, nach den Vorschriften des 
Staates versichert zu werden, in dem sie beschäf- 
tig sind. Bestand das Beschäftigungsverhältnis 
bereits bei Inkrafttreten des Abkommens, so be- 
ginnt die Frist von drei Monaten mit diesem Zeit- 
punkt. 

(3) Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden Ver- 
tragsstaaten können weitere Ausnahmen von dem Grund- 
satz des Absatzes 1 vereinbaren; sie können im gegen- 
seitigen Einvernehmen für einzelne Fälle oder Gruppen 
von Fällen auch zulassen, daß von den Bestimmungen des 
Absatzes 2 abgewichen wird. 

Artikel 5 

Der Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenversiche- 
rung kann im Gebiet des Vertragsstaates geltend gemacht 
werden, in dem sich der Versicherte bei Eintritt der Arbeits- 
losigkeit nicht nur vorübergehend aufhält. 


Artikel 6 

Bei der Feststellung des Leistungsanspruches werden die 
Zeiten beitragspflichtiger Beschäftigung zusammengerech- 
net, aber nur, wenn sie in beiden Vertragsstaaten nach den 
entsprechenden Vorschriften der Versicherungspflicht 
unterliegen. Zeiten, für die die Beiträge gemäß Artikel 11 
Absatz 3 erstattet worden sind, begründen keinen Anspruch 
auf Leistungen. 


Artikel 7 

Bezugsdauer und Höhe der Leistungen der Arbeitslosen- 
versicherung richten sich unbeschadet des Artikels 10 Ab- 
satz 2 nach den Vorschriften des Vertragsstaates, in dessen 
Gebiet der Arbeitslose seinen Anspruch geltend macht. 


Artikel 8 

Soweit nach deutschen Vorschriften die Leistungen nach 
der Höhe des vorangegangenen Arbeitsentgelts bemessen 
werden, ist anstatt des Entgelts der im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates ausgeübten Beschäftigung das tarifliche 
oder ortsübliche Entgelt einer gleichen oder vergleichbaren 
Beschäftigung im Gebiet der Bundesrepublik zugrunde zu 
legen. 


Artikel 9 

Wohnen zuschlagsberechtigte Angehörige eines Arbeits- 
losen, der Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
erhält, ständig im Gebiete des anderen Vertragsstaates, so 
kann die Überweisung eines Teiles der Leistungen an 
diese bewilligt werden. 


Artikel 10 

(1) Deutsche und italienische Staatsangehörige, die sich 
aus dem Gebiet des Staates, in dem die Arbeitslosigkeit 
eingetreten ist, in das Gebiet des eigenen Staates begeben, 
erhalten Leistungen der Arbeitslosenversicherung von dem 
Versicherungsträger des eigenen Staates nach den Be- 
stimmungen dieses Staates, sofern der Versicherungsträger 
des ersten Staates der Übersiedlung vorher zugestimmt 
hat. Auf die Bezugsdauer sind die im anderen Staat bereits 
gewährten Leistungen anzurechnen. 

(2) Ist die für die Begründung des Anspruchs im eigenen 
Staat erforderliche Beitrags- und Beschäftigungsdauer nicht 
erfüllt, so kann der Arbeitslose, der Leistungen im anderen 


agli addetti al servizio personale di dette persone 
si applicano le disposizioni dello Stato contraente 
al quäle appartengono. Tuttavia gli addetti che 
non sono funzionari o impiegati di ruolo e gli 
addetti al servizio personale possono chiedere, 
entro tre mesi dall'inizio della loro occupazione, 
con l'approvazione della competente Suprema 
Autoritä da cui dipende la rappresentanza diplo- 
matica o consolare, di essere assicurati secondo 
le disposizioni dello Stato contraente nel quäle 
sono occupati. Se il rapporto di lavoro esisteva 
giä al momento dell'entrata in vigore della 
presente Convenzione il termine di tre mesi 
decorre da questa data. 


(3) Le Supreme Autoritä Amministrative dei due Stati 
contraenti possono stabilire, di comune accordo, ulteriori 
eccezioni al principio del paragrafo 1; esse possono altresi 
ammettere, di comune accordo, che si deroghi alle disposi- 
zioni del paragrafo 2, per singoli casi o gruppi di casi. 


Articolo 5 

Il diritto alle prestazioni in caso di disoccupazione puö 
essere fatto valere nel territorio dello Stato contraente in 
cui l'assicurato, al momento del verificarsi della disoccupa- 
zione, si trova per un soggiorno non temporaneo. 


Articolo 6 

Ai fini della determinazione del diritto alle prestazioni 
sono totalizzati soltanto i periodi di contribuzione risul- 
tanti da occupazioni per le quali e previsto l'obbligo 
dell'assicurazione contro la disoccupazione in ambedue gli 
Stati, secondo le rispettive legislazioni. 

I periodi per i quali sono stati rimborsati i contributi, ai 
sensi del paragrafo 3 dell'articolo II, non possono essere 
presi in considerazione ai fini del diritto alle prestazioni. 

Articolo 7 

La durata e la misura delle prestazioni in caso di 
disoccupazione sono regolate dalle disposizioni dello Stato 
contraente nel cui territorio il disoccupato fa valere il 
proprio diritto, salvo quanto previsto dal successivo 
articolo 10, paragrafo 2. 

Articolo 8 

Se ai sensi della legislazione tedesca la misura delle 
prestazioni e calcolata secondo l'ammontare delle retri- 
buzioni preeedenti, dovranno essere prese come base di 
calcolo, in luogo delle retribuzioni per le occupazioni 
svolte nel territorio dell'altro Stato, le retribuzioni 
tariffarie o quelle localmente in uso per attivitä analoghe 
o equivalenti nel territorio della Repubblica Federale di 
Germania. 

Articolo 9 

Se i familiari, aventi diritto a maggiorazioni, di un 
cittadino che beneficia delle prestazioni previste per il-caso 
di disoccupazione risiedono nel territorio dell'altro Stato 
contraente, puö essere concesso il trasferimento ad essi di 
una parte delle prestazioni. 


Articolo 10 

(1) I cittadini italiani e tedeschi, che si trasferiscono dal 
territorio dello Stato nel quäle si e verificata la disoccupa- 
zione nel territorio del proprio Stato, hanno diritto alle 
prestazioni dell'assicurazione contro la disoccupazione dal- 
l’ente assicuratore del proprio Stato, in base alle disposi- 
zioni in esso vigenti, a condizione che l'ente assicuratore 
del primo Stato abbia preventivamente concesso 
l'autorizzazione per il trasferimento. Per la durata delle 
prestazioni vengono computati i periodi d'indennitä 
goduti nell'altro Stato. 

(2) Nel caso in cui non sussistono i requisiti di contri- 
buzione e di occupazione per il conseguimento del diritto 
alle prestazioni nel proprio Stato, il disoccupato, il quäle 
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Vertragsstaat schon teilweise in Anspruch genommen hat, 
Leistungen für die restliche Bezugsdauer nach den Vor- 
schriften dieses Staates geltend machen. Die Höhe der 
Unterstützung bestimmt sich auch in diesem Falle nach den 
Vorschriften des eigenen Staates. 


Artikel 11 

(1) Leistungen gemäß Artikel 10 werden von dem Ver- 
sicherungsträger des Staates, in dem die versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung zuletzt ausgeübt worden ist, unter 
der Voraussetzung erstattet, daß diese Beschäftigung in 
diesem Staat mindestens dreizehn Wochen umfaßt. 

(2) Der Versicherungsträger, der nach Absatz 1 erstat- 
tungspflichtig ist, erstattet dem Versicherungsträger des 
anderen Staates die tatsächlich gewährten Leistungen nach 
Maßgabe der Beitragszeit in dem Staate, in dem die 
Arbeitslosigkeit eingetreten ist, und zwar 

bis sechzig Tage bei einer Beitragszeit von mindestens 
dreizehn, aber weniger als sechsundzwanzig Wochen, 

bis einhundertzwanzig Tage bei einer Beitragszeit 
von mindestens sechsundzwanzig, aber weniger als 
zweiundfünfzig Wochen, 

bis einhundertachtzig Tage bei einer Beitragszeit von 
zweiundfünfzig Wochen und länger. 

Höchstens werden jedoch die Beträge erstattet, die vom 
erstattungspflichtigen Versicherungsträger im eigenen 
Staat zu leisten gewesen wären. 

(3) Hat ein Versicherter einen Anspruch auf Leistungen 
im anderen Vertragsstaat auf Grund einer Beschäftigung 
erworben, die in seinem Heimatstaat nicht der Pflicht zur 
Arbeitslosenversicherung unterliegt, so erstattet der Ver- 
sicherungsträger des anderen Vertragsstaates dem Ver- 
sicherten auf Antrag die Beiträge für die Versicherungs- 
zeit, höchstens jedoch für neununddreißig Wochen und unter 
der Voraussetzung, daß der Versicherte Leistungen dieses 
Versicherungsträgers auf Grund dieser Beiträge nicht in 
Anspruch genommen hat. 

(4) Das Nähere über die Erstattung von Leistungen und 
Beiträgen nach den Absätzen 1 bis 3 wird von den obersten 
Verwaltungsbehörden der beiden Vertragsstaaten ver- 
einbart. Dabei können zur Vereinfachung der Abrechnung 
Pauschbeträge vorgesehen werden. 


ABSCHNITT IV 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 12 

(1) Die nach diesem Abkommen leistungspflichtigen Ver- 
sicherungsträger gewähren Geldleistungen mit befreiender 
Wirkung in ihrer Landeswährung. 

(2) Die nach diesem Abkommen sich ergebenden Über- 
weisungen werden wie laufende Zahlungen behandelt und 
nach Maßgabe der hierfür zwischen den beiden Vertrags- 
staaten im Zeitpunkt der Überweisung geltenden Zah- 
lungsabkommen durchgeführt. 

(3) Sofern Vorschriften in einem der beiden Vertrags- 
staaten die Zahlungen in das Ausland von der Erfüllung 
bestimmter Formalitäten abhängig machen, finden die für 
Inländer geltenden Vorschriften in gleicher Weise auch auf 
Personen und Stellen Anwendung, die auf Grund dieses 
Abkommens eine Zahlung zu erhalten oder zu leisten 
haben. 

Artikel 13 

Die nach Artikel 1 1 zu erstattenden Beträge werden nach 
den für Überweisungen im Bereich der Sozialversicherung 
maßgebenden Bestimmungen des jeweils geltenden Zah- 
lungsabkommens zwischen den beiden Staaten unter 
Berücksichtigung der in jedem Staat jeweils geltenden 
Abrechnungsbedingungen umgerechnet. 


ha giä beneficiato parzialmente di prestazioni nelPaltro 
Stato, ha diritto alle prestazioni per il periodo non fruito, 
secondo le disposizioni di questa Stato, salvo per quanto 
riguarda la misura che e determinata in base alla 
legislazione del proprio Stato. 


Articolo 11 

(1) Le prestazioni concesse in conformitä all'articolo 10 
sono rimborsate dall'ente assicuratore dello Stato in cui e 
stata da ultimo esercitata l’attivitä soggetta all'obbligo 
dell’assicurazione, a condizione che tale attivitä abbia 
avuto in questo Stato una durata di almeno tredici 
settimane. 

(2) L'ente assicuratore obbligato secondo il paragrafo 1 
rimborsa all’ente assicuratore dell’altro Stato le presta- 
zioni effettivamente corrisposte in base al periodo di 
contribuzione risultante nello Stato in cui si e verificata la 
disoccupazione, e cioe: 

fino a concorrenza di sessanta giorni nel caso di un 
periodo di contribuzione di almeno tredici settimane, 
ma inferiore a ventisei settimane; 
fino a concorrenza di centoventi giorni nel caso di un 
periodo di contribuzione di almeno ventisei setti- 
mane, ma inferiore a cinquantadue settimane; 
fino a concorrenza di centottanta giorni nel caso di 
un periodo di contribuzione di cinquantadue setti- 
mane ed oltre. 

Sono tuttavia rimborsate le somme fino a concorrenza 
del massimo che sarebbe stato corrisposto dall'ente 
assicuratore obbligato nel proprio Stato. 

(3) Se un assicurato ha maturato il diritto a prestazioni 
nell'altro Stato, in base ad una occupazione per la quäle 
nel proprio Stato non e previsto l'obbligo dell’assicurazione 
contro la disoccupazione, l'ente assicuratore dell'altro 
Stato rimborsa all’assicurato, su domanda, l'intero ammon- 
tare dei contributi versati fino al massimo di trentanove 
settimane e a condizione che l'assicurato non abbia bene- 
ficiato, in base a tali contributi, di prestazioni da parte 
dell’ente assicuratore presso il quäle sono stati versati i 
contributi stessi. 

(4) Le Supreme Autoritä Amministrative dei due Stati 
contraenti concorderanno le modalitä per il rimborso delle 
prestazioni e dei contributi di cui ai paragrafi da 1 a 3 del 
presente articolo. Per semplificare il calcolo potranno 
essere stabiliti importi forfettari. 


PARTE IV 

Disposizioni generali 

Articolo 12 

(1) Gli enti assicuratori obbligati alle prestazioni in base 
alla presente Convenzione corrispondono le prestazioni in 
denaro nella Valuta del proprio Stato con efficacia 
liberatoria. 

(2) I trasferimenti derivanti dalla presente Convenzione 
sono considerati come pagamenti correnti e si effettuano 
in conformitä agli accordi di pagamento vigenti tra i due 
Stati contraenti al momento del trasferimento. 

(3) Se le disposizioni di uno dei due Stati contraenti 
fanno dipendere i pagamenti all'estero dal compimento di 
determinate formalita, le disposizioni valevoli per i nazio- 
nali si applicano egualmente alle persone e agli enti che 
debbono ricevere o effettuare un pagamento in base alla 
presente Convenzione. 


Articolo 13 

Le somme da rimborsare sulla base dell'articolo 11 
vengono calcolate sulla base delle disposizioni della 
convenzione di pagamento valevole nel tempo fra 
entrambi gli Stati per i trasferimenti nel campo delle 
assicurazioni sociali con riguardo alle condizioni di cambio 
vigenti in ciascuno Stato. 
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Artikel 14 

(1) Die Träger, Verbände und Behörden der Arbeits- 
losenversicherung, der Arbsitslosenfürsorge und der 
Sozialversicherung sowie die Arbeitsämter der beiden 
Vertragsstaaten leisten sich bei der Durchführung dieses 
Abkommens gegenseitig im gleichen Umfang Hilfe, als ob 
es sich um die Durchführung der eigenen Arbeitslosen- 
versicherung handeln würde. Die gegenseitige Hilfe ist 
kostenlos. Sie können auch, wenn Beweiserhebungen in 
dem anderen Staat erforderlich sind, die Vermittlung der 
für ihren Sitz zuständigen diplomatischen oder konsulari- 
schen Behörden des anderen Staates in Anspruch nehmen. 

(2) Forderungen von Versicherungträgern des einen 
Vertragsstaates aus Beitragsrückständen haben bei der 
Zwangsvollstreckung sowie im Konkurs- und Vergleichs- 
verfahren im anderen Staat dieselben Vorrechte wie ent- 
sprechende Forderungen von Versicherungsträgern dieses 
Staates. 

Artikel 15 

(1) Die durch die Gesetzgebung eines der beiden Ver- 
tragsstaaten für die Durchführung der in Artikel 1 genann- 
ten Gesetzgebungen vorgesehenen Steuer- und Gebühren- 
befreiungen gelten auch gegenüber den Versicherten und 
deren Arbeitgebern, den Antragstellern, Berechtigten, Ver- 
sicherungsträgern und deren Verbänden sowie den Behör- 
den der Arbeitslosenversicherung des anderen Staates. 

(2) Alle Akten, Urkunden und Schriftstücke, die in 
Durchführung diese:; Abkommens vorgelegt werden müs- 
sen, sind von der Beglaubigung oder der Legalisation durch 
diplomatische oder konsularische Behörden befreit. 


Artikel 16 . 

Die in Artikel 14 Absatz 1 genannten Stellen verkehren 
bei der Durchführung dieses Abkommens miteinander, mit 
den Versicherten und deren Vertretern unmittelbar. 


Artikel 17 

Die diplomatischen und konsularischen Behörden der 
beiden Vertragsstaaten sind befugt, ohne besondere Voll- 
macht die Berechtigten des eigenen Staates gegenüber 
allen Stellen, Behörden und Gerichten des anderen Staates 
zu vertreten, die für die in Artikel 1 genannten Gesetz- 
gebungen zuständig sind. 

Artikel 18 

(1) Anträge, die bei, Versicherungsträgern oder anderen 
zuständigen Stellen des einen Vertragsstaates gestellt 
werden, gelten auch als Anträge bei den Versicherungs- 
trägern oder anderen zuständigen Stellen des anderen 
Vertragsstaates. 

(2) Rechtsmittel, die innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist bei einer für die Entgegennahme von Rechtsmitteln 
zuständigen Stelle eines der beiden Vertragsstaaten ein- 
zulegen sind, gelten auch dann als fristgerecht eingelegt, 
wenn sie innerhalb dieser Frist bei einer entsprechenden 
Stelle des anderen Staates eingelegt werden. In diesem 
Falle übersendet diese Stelle die Rechtsmittelschrift unver- 
züglich an die zuständige Stelle. Ist der Stelle, bei der das 
Rechtsmittel eingelegt ist, die zuständige Stelle nicht be- 
kannt, so kann die Weiterleitung über die obersten Ver- 
waltungsbehörden der beiden Vertragsstaaten erfolgen. 

Artikel 19 

Eingaben, die an in Artikel 14 Absatz 1 genannte Stellen 
oder an Sozialgerichte beider Vertragsstaaten gerichtet 
werden, sowie andere der Durchführung der Arbeitslosen- 
versicherung dienende Schriftstücke dürfen nicht deshalb 
zurückgewiesen werden, weil sie in der Amtssprache des 
anderen Staates abgefaßt sind. 

Artikel 20 

(1) Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden Ver- 
tragsstaaten vereinbaren unmittelbar miteinander das 
Nähere über die zur Durchführung dieses Abkommens 


Articolo 14 

(1) Gli enti, associazioni, le autoritä competenti per la 
matena disciplinata dalla presente Convenzione e gli 
Uffici del lavoro dei due Stati contraenti, si prestano 
reciprocamente assistenza per l'applicazione della presente 
Convenzione, come se si trattasse dell’applicazione delle 
proprie Iegislazioni; tale reciproca assistenza e gratuita. 
Essi possono anche avvalersi, quando siano necessari 
mezzi istruttori nell'altro Stato, del tramite delle autoritä 
diplomatiche o consolari di tale Stato, competenti secondo 
la sede. 

(2) Le azioni degli enti assicuratori di uno dei due Stati 
contraenti, derivanti da contributi arretrati, godono, per 
l’esecuzione forzata come anche per il procedimento con- 
corsuale e di amichevole composizione nell'altro Stato, 
degli stessi privilegi delle corrispondenti azioni degli enti 
assicuratori di questo Stato. 

Articolo 15 

(1) Le esenzioni da fasse e imposte previste dalla 
legislazione di uno dei due Stati contraenti ,per l'applica- 
zione delle Iegislazioni elencate nell'articolo 1 valgono 
anche nei confronti degli assicurati e dei loro datori di 
lavoro, dei richiedenti, degli aventi diritto, degli enti 
assicuratori e delle loro associazioni e delle autoritä com- 
petenti per le Iegislazioni predette dell'altro Stato. 

(2) Tutti gli atti, documenti e altre scritture, che debbono 
essere prodotti per l'applicazione della presente Conven- 
zione, sono esenti dall'obbligo del visto e della legalizza- 
zione da parte delle autoritä diplomatiche o consolari. 


Articolo 16 

Gli enti, le associazioni, le autoritä e gli Uffici indicati 
nell'articolo 14, paragrafo 1, corrispondono direttamente 
fra loro, con gli assicurati e con i loro rappresentanti, per 
l’applicazione della presente Convenzione. 

Articolo 17 

Le autoritä diplomatiche e consolari dei due Stati con- 
traenti sono autorizzate, senza speciale mandato, a 
rappresentare gli aventi diritto del proprio Stato dinanzi a 
tutti gli enti, autoritä e tribunali dell’altro Stato, compe- 
tenti in materia di Iegislazioni di cui all'articolo 1. 


Articolo 18 

(1) Le istanze presentate presso enti assicuratori o altri 
uffici competenti di uno Stato contraente valgono anche 
quali istanze presentate presso enti assicuratori o altri 
uffici competenti dell'altro Stato contraente. 

(2) I ricorsi, che debbono essere presentati entro un 
termine prestabilito presso un ufficio competente a 
riceverli di uno dei due Stati contraenti, sono considerati 
come presentati in tempo utile se sono presentati entro 
tale termine presso un corrispondente ufficio dell'altro 
Stato. In questo caso, tale ufficio deve immediatamente 
inoltrare il ricorso all'ufficio competente. Se Fufficio, 
presso il quäle e presentato il ricorso, non conosce l'ufficio 
competente, l'inoltro puö aver luogo per il tramite delle 
Supreme Autoritä Amministrative dei due Stati contraenti. 


Articolo 19 

Le istanze che sono indirizzate agli enti e alle autoritä 
indicati all'articolo 14, paragrafo 1, o ai tribunali compe- 
tenti dei due Stati contraenti, come pure gli altri atti 
occorrenti per l'applicazione delle disposizioni disciplinate 
dalla presente Convenzione non possono essere respinti 
per il fatto che sono redatte nella lingua ufficiale dell'altro 
Stato. 

Articolo 20 

(1) Le Supreme Autoritä Amministrative dei due Stati 
contraenti concorderanno direttamente tra di loro le 
disposizioni particolari circa le misure necessarie per 
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erforderlichen Maßnahmen, soweit sie ein gegenseitiges 
Einverständnis bedingen. Sie können insbesondere Ver- 
einbarungen treffen über die Benennung von beiderseitigen 
Verbindungsstellen, die der Erleichterung der Durchfüh- 
rung dieses Abkommens dienen und unmittelbar mitein- 
ander verkehren. 

(2) Die obersten Verwaltungsbehörden unterrichten sich 
gegenseitig laufend über die Änderungen ihrer innerstaat- 
lichen Vorschriften auf dem Gebiet der in Artikel 1 ge- 
nannten Gesetzgebungen. 

(3) Die Träger und Behörden der Arbeitslosenversiche- 
rung und der Arbeitslosenfürsorge der beiden Vertrags- 
staaten unterrichten sich gegenseitig von allen Maßnah- 
men, die sie zur Durchführung dieses Abkommens treffen. 


Artikel 21 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen im gegenseitigen Einvernehmen 
durch die obersten Verwaltungsbehörden der beiden Ver- 
tragsstaaten beigelegt werden. 

(2) Soweit ein Streit auf diese Weise nicht beigelegt 
werden kann, ist er auf Verlangen eines der beiden Ver- 
tragsstaaten einer Schiedsstelie zu unterbreiten. 

(3) Die Schiedsstelie wird von Fall zu Fall in der Weise 
gebildet, daß die obersten Verwaltungsbehörden der bei- 
den Vertragsstaaten je einen Vertreter bestellen und diese 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Ob- 
mann einigen. Werden Vertreter und Obmann nicht inner- 
halb von drei Monaten bestellt, nachdem ein Vertragsstaat 
seine Absicht, die Schiedsstelie anzurufen, bekanntgegeben 
hat, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Internationalen 
Gerichtshofes im Haag bitten, die erforderlichen Ernen- 
nungen vorzunehmen. Für den Fall, daß der Präsident die 
Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten be- 
sitzt oder aus anderem Grunde verhindert ist, soll ein 
Stellvertreter im Amt die erforderlichen Ernennungen vor- 
nehmen. 

(4) Die Schiedsstelie fällt ihre Entscheidungen auf Grund 
dieses Abkommens unter Beachtung der allgemein aner- 
kannten Rechtsgrundsätze. 

(5) Die Schiedsstelie entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Die Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten seines Vertreters. Die übrigen Kosten werden 
von beiden Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. 
Im übrigen regelt die Schiedsstelie ihr Verfahren selbst. 

Artikel 22 

Sind Beiträge an einen Versicherungsträger eines der 
beiden Vertragsstaaten entrichtet, obwohl sie an einen 
Versicherungsträger des anderen Staates hätten entrichtet 
werden müssen, so gilt der erste Versicherungsträger so 
lange als zuständig, bis die Zuständigkeit im gegenseitigen 
Einvernehmen festgestellt oder nach Artikel 21 ein Streit 
über die Zuständigkeit rechtskräftig entschieden ist. Die 
vereinbarte Feststellung oder die Entscheidung wirkt nur 
für künftig fällige Versicherungsbeiträge und künftig ein- 
tretende Versicherungsfälle. 

Artikel 23 

(1) Wenn zwischen Trägern oder Behörden der Arbeits- 
losenversicherung der beiden Staaten die Frage streitig 
wird, welches Recht anzuwenden ist, so ist, bis nach den 
Artikeln 21 oder 22 über den Streit entschieden ist, dem 
Berechtigten eine vorläufige Leistung zu gewähren. 

(2) Zur Gewährung der vorläufigen Leistung ist der Ver- 
sicherungsträger berufen, bei dem der Antragsteller zuletzt 
versichert war, im Zweifelsfalle der Versicherungsträger, 
bei dem der Antrag zuerst gestellt wird. 

(3) Dieser Versicherungsträger hat dem Berechtigten als 
vorläufige Leistung die Leistungen zu gewähren, zu denen 
er nach dem für ihn geltenden Recht verpflichtet wäre. 


l’applicazione della presente Convenzione, in quanto esse 
richiedano un comune accorcfo, Esse potranno, special- 
mente, prendere accordi sulla designazione di uffici di 
collegamento di entrambe le parti, i quali facilitino 1‘appli- 
cazione della presente Convenzione e corrispondano 
direttamente tra di loro. 

(2) Le Supreme Autoritä Amministrative si informeranno 
reciprocamente sulle modifiche sopravvenute nelle 
disposizioni interne dei loro Stati nel campo delle legi- 
slazioni indicate all'articolo 1. 

(3) Gli enti, le associazioni e le autoritä competenti in 
materia di assicurazione contro la disoccupazione e di 
assistenza ai disoccupati dei due Stati contraenti si tengono 
reciprocamente al corrente di tutte le misure che sono 
adottate nel campo della loro competenza per l’applica- 
zione della presente Convenzione. 

Articolo 21 

(1) Le controversie sull’interpretazione o sull’applica- 
zione della presente Convenzione sono risolte di comune 
accordo dalle Supreme Autoritä Amministrative dei due 
Stati contraenti. 

(2) Qualora non sia possibile risolvere in tal modo la 
controversia, essa deve essere sottoposta, a richiesta di 
uno dei due Stati contraenti, a un collegio arbitrale. 

(3) II collegio arbitrale e formato di volta in volta nel 
modo seguente: le Supreme Autoritä Amministrative dei 
due Stati contraenti nominano ciascuna un rappresentante 
e questi scelgono, di comune accordo, un cittadino di un 
terzo Stato in qualitä di terzo arbitro. Se entro il periodo 
di tre mesi, dopo che uno Stato contraente ha manifestato 
la sua intenzione di ricorrere al collegio arbitrale, non 
sono stati nominati i rappresentanti e il terzo arbitro, cia- 
scuno Stato contraente in mancanza di un altro accordo 
puö diiedere al Presidente della Corte Internazionale 
all'Aja di procedere alle nomine necessarie. Nel caso in 
cui il Presidente fosse cittadino di uno dei due Stati con- 
traenti o impedito per altri motivi, deve procedere alle 
nomine necessarie il sostituto in carica. 

(4) Il collegio arbitrale emette le sue decisioni in base 
alla presente Convenzione in conformitä ai principi 
giuridici generalmente riconosciuti. 

(5) Il collegio arbitrale decide a maggioranza di voti. Le 
decisioni sono vincolanti. Ciascuno Stato contraente 
sopporta le spese dei proprio rappresentante. Le altre 
spese sono a carico.in parti uguali, dei due Stati contraenti. 
Per il resto il collegio arbitrale rqgola da se la propria 
procedura. 

Articolo 22 

Qualora i contributi siano stati versati ad un ente 
assicuratore di uno dei due Stati contraenti, mentre 
avrebbero dovuto essere versati ad un ente assicuratore 
dell'altro Stato, il primo ente sarä ccnsiderato competente 
finche la competenza non sia stata definita di comune 
accordo o la controversia sulla competenza non sia stata 
risolta definitivamente in conformitä all'articolo 21; la 
definizione concordata o la risoluzione ha effetto solo sui 
contributi assicurativi che matureranno nel futuro e sugli 
eventi assicurativi che sopravverranno nel futuro. 

Articolo 23 

(1) Quando tra gli enti assicuratori o le autoritä compe- 
tenti sulle legislazioni indicate all’articolo 1 dei due Stati 
sorga contestazione circa il diritto da applicare si deve 
concedere all’interessato una prestazione provvisoria fino 
a che la controversia non sia stata decisa in conformitä 
all’articolo 21 o 22. 

(2) La concessione della prestazione provvisoria spetta 
all'ente assicuratore presso il quäle il richiedente era da 
ultimo assicurato; in caso dubbio, all’ente assicuratore al 
quäle per primo sia presentata la domanda. 

(3) Questo ente assicuratore deve accordare all’avente 
diritto, a titolo di prestazione provvisoria, le prestazioni 
alle quali esso sarebbe tenuto secondo la legislazione per 
esso in vigore. 
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(4) Der endgültig verpflichtete Versicherungsträger hat 
dem Versicherungsträger, der die vorläufige Leistung ge- 
währt hat, die Aufwendungen in einer Summe zu erstatten. 
Ist der Betrag, den der Berechtigte als vorläufige Leistung 
erhalten hat, höher als die ihm für die betreffende Zeit zu- 
stehenden endgültigen Leistungen, so rechnet der endgül- 
tig verpflichtete Versicherungsträger den Unterschieds- 
betrag auf die künftig zu gewährenden Leistungen laufend 
bis zu einem Drittel ihres Wertes an. 


Artikel 24 

Die Vorschriften über die Berufung von Mitgliedern der 
Organe der Versicherungsträger werden durch die Bestim- 
mungen des Artikels 3 nicht berührt. 

Artikel 25 

Oberste Verwaltungsbehörden im Sinne dieses Abkom- 
mens sind 

1. in der Bundesrepublik Deutschland 
der Bundesminister für Arbeit; 

2. in der Italienischen Republik 

der Minister für Arbeit und Soziale Fürsorge. 

Artikel 26 

Bei der Anwendung dieses Abkommens sind auch die 
Versicherungszeiten zu berücksichtigen, die vor seinem 
Inkrafttreten zurückgelegt sind. 


ABSCHNITT V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jahres 
nach dem Zeitpunkt seines Inkrafttretens geschlossen. Es 
gilt als stillschweigend von Jahr zu Jahr verlängert, sofern 
es nicht von der Regierung eines der beiden Vertrags- 
staaten spätestens drei Monate vor Ablauf der Jahresfrist 
schriftlich gekündigt wird. 

(2) Im Falle der Kündigung gelten die Bestimmungen 
dieses Abkommens für bereits erworbene Ansprüche wei- 
ter, jedoch nicht länger als für die Dauer eines Jahres nach 
dem Außerkrafttreten, 


Artikel 28 

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Rati- 
fikationsurkunden werden sobald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikations- 
urkunden ausgetauscht werden. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten dieses Ab- 
kommen mit ihren Unterschriften und ihren Siegeln ver- 
sehen. 

Gefertigt in vier Urschriften, davon je zwei in deutscher 
und italienischer Sprache, wobei der Wortlaut in beiden 
Sprachen verbindlich ist. 

GESCHEHEN zu Rom, am 5. Mai 1953. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Sauerborn 

Für die 

Italienische Republik 
gezeichnet: 

Domined ö 


(4) L'ente assicuratore che in definitiva risulterä obbli- 
gato deve rimborsare in un unico pagamento all’ente 
assicuratore che ha corrisposto la prestazione provvisoria, 
le spese sostenute a tale scopo. Se l'importo che e stato 
versato all'avente diritto a titolo di prestazione prov- 
visoria, e superiore aH'ammontare delle prestazioni defini- 
tive spettanti per il periodo corrispondente, l'ente che in 
definitiva risulterä obbligato imputa la differenza sulle 
prestazioni future mediante trattenute non superiori al 
terzo del loro ammontare. 

Articolo 24 

Non sarä derogato in virtü dell articolo 3 alle disposizioni 
concernenti la nomina dei membri degli organi degli enti 
assicuratori. 

Articolo 25 

Ai sensi della presente Convenzione si intendono per 
Supreme Autoritä Amministrative: 

1. nella Repubblica Italiana: 

il Ministro per il Lavoro e la Previdenza Sociale; 

2. nella Repubblica Federale di Germania: 
il Ministro Federale del Lavoro, 

Articolo 26 

Nell'applicazione della presente Convenzione devono 
essere presi in considerazione anche i periodi assicurativi 
compiuti prima della sua entrata in vigore. 


PARTE V 

Dispositioni finali 

Articolo 27 

(1) La presente Convenzione e conclusa per la durata di 
un anno a partire dalla data della sua entrata in vigore. 
Essa si intende tacitamente prorogata di anno in anno, 
salvo denuncia notificata ner iscritto dal Governo di uno 
dei due Stati contracnti almeno tre mesi prima della 
scadenza del termine. 

(2) In caso di denuncia le disposizioni della presente 
Convenzione continuano a valere per i diritti giä acquisiti. 
Essi possono essere fatti valere entro un anno dalla data 
di cessazione della Convenzione. 


Articolo 28 

(1) La presente Convenzione sarä ratificata. Gli stru- 
menti di ratifica saranno scambiati appena possibile in 
Bonn, 

(2) La presente Convenzione entra in vigore il primo 
giorno del mese successivo a quello in cui gli strumenti di 
ratifica sono scambiati. 

In fede di che i sottoscritti hanno munito la presente 
Convenzione delle loro firme e dei loro sigilli. 

FATTA in Roma, il 5 maggio 1953, in quattro originali, 
due in lingua italiana e due in lingua tedesca, i cui testi 
fanno ugualmente fede. 


Per la 

Repubblica Italiana 
firmato: 

D o m i n e d ö 

Per la 

Repubblica Federale di Germania 
firmato: 

Sauerborn 
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Schlußprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Italienischen Republik abge- 
schlossenen Abkommens über Arbeitslosenversicherung 
gaben die beiderseitigen Bevollmächtigten im Namen der 
Hohen Vertragschließenden Teile die Erklärung ab, daß 
Einverständnis über folgendes besteht: 

1 . Das Abkommen gilt für die deutschen und italienischen 
Staatsangehörigen und die ihnen nach den Gesetz- 
gebungen der beiden Vertragsstaaten gleichgestellten 
Personen. 

2. Erhebt ein Arbeitsloser auf Grund der Art. 6 oder 10 
des Abkommens Anspruch auf Arbeitslosenunter- 
stützung in der Bundesrepublik Deutschland, so gilt die 
Anwartschaft als erfüllt, wenn er innerhalb der letzten 
zwei Jahre vor Eintritt der Arbeitslosigkeit insgesamt 26 
Wochen nach den deutschen Vorschriften anrechenbarer 
versicherungspflichtiger Beschäftigungen nachweist. 

3. Die Zustimmung zur Übersiedlung nach Art. 10 darf 
nur versagt werden, wenn der Arbeitslose seine Arbeits- 
stelle freiwillig aufgegeben oder die Aufnahme einer Ar- 
beit ohne berechtigten Grund abgelehnt hat. 

4. Die Entscheidung über die Zustimmung nach Art. 10 
ist dem Arbeitslosen schriftlich, im Falle der Versagung 
mit Rechtsmittelbelehrung bekanntzugeben. 

5. Auf die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung 
der Zustimmung nach Art. 10 finden die Vorschriften 
über die Rechtsmittel des Unterstützungsverfahrens An- 
wendung. 

6. Sind Leistungen auf Grund des Art. 11 Abs. 1 und 2 
erstattet worden, so können die Beschäftigungszeiten, auf 
die sich diese Leistungsansprüche gestützt haben, inso- 
weit nicht erneut einen Erstattungsanspruch begründen. 

7. Der Anspruch auf Erstattung gemäß Art. 11 besteht 
nur, wenn und solange der Versicherte nach der Rück- 
kehr in seinem Heimatstaat keine Beschäftigung ausübt. 

Gefertigt in vier Urschriften, davon je zwei in deutscher 
und italienischer Sprache, wobei der Wortlaut in beiden 
Sprachen verbindlich ist. 

GESCHEHEN zu Rom, am 5. Mai 1953. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Sauerborn 

Für die 

Italienische Republik 
gezeichnet: 

Dominedö 


Protocollo finale 

All'atto della firma della Convenzione sull'assicurazione 
contro la disoccupazione stipulata oggi fra la Repubblica 
Italiana e la Repubblica Federale di Germania i Pleni- 
potenziari delle due parti in nome delle Alte Parti Con- 
traenti, hanno dichiarato di essere d’accordo sopra i 
seguenti punti: 

1. La Convenzione si applica ai cittadini italiani e 
tedeschi ed a coloro che secondo le legislazioni degli 
Stati contraenti sono ad essi equiparati. 

2. Se un disoccupato in base agli articolo 6 e 10 chiede le 
prestazioni di disoccupazione nella Repubblica Federale 
di Germania, le condizioni richieste si considerano 
soddisfatte se l’interessato dimostra di aver lavorato per 
un periodo complessivo di almeno 26 settimane nei due 
anni precedenti la disoccupazione in occupazioni sotto- 
poste alla assicurazione obbligatoria secondo la legis- 
lazione tedesca. 

3. II benestare per il trasferimento di cui all’articolo 10 
puö essere rifiutato solo se il disoccupato ha abbandonato 
volontariamente il lavoro o se ha rifiutato senza 
giustificato motivo una occupazione. 

4. Le decisioni relative al benestare di cui all'articolo 10 
debbono essere comunicate al disoccupato per iscritto; 
in caso di rifiuto devono essergli indicati anche i mezzi 
legali previsti a tutela dei suoi diritti. 

5. Alle decisioni relative alle domande di benestare di 
cui all'articolo 10 si applicano le disposizioni relative ai 
mezzi legali previsti dalla disciplina sulla concessione 
delle prestazioni di disoccupazione. 

6. Ai fini dei rimborsi previsti dall'articolo 11, paragrafi 
1 e 2, i periodi di occupazione effettuati nella Repubblica 
Federale di Germania sono considerati una sola volta. 

7. Il diritto al rimborso di cui all'articolo 11 sussiste solo 
se e per tutto il periodo nel quäle Tassicurato non 
esercita alcuna attivitä lavorativa dopo il rimpatrio. 

FATTO in Roma, il 5 maggio 1953, in quattro originali, 
due in lingua italiana e due in lingua tedesca, i cui testi 
fanno ugualmente fede. 


Per la 

Repubblica Italiana 
firmato: 

Dominedö 

Per la 

Repubblica Federale di Germania 
firmato: 

Sauerborn 


Brnidesdrudterei, Bonn 3455 1.54 



